
An den  

Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Dezernat   - Sicherheit, Ordnung und Verkehr - 
FD 23 - Ordnungsrecht, Personenstandswesen - 
Postfach 1138 
14801 Bad Belzig 

 

Antrag auf Änderung eines ☐Familiennamens ☐ Vornamens ☐Ehenamens 

         ☐Lebenspartnerschaftsnamens ☐Geburtsnamen 

Hinweis: Soll der Name einer/eines Minderjährigen oder sonst nicht Geschäftsfähigen 
geändert werden, ist dieser der Antragsstellende. Der Antrag ist in diesen Fällen vom 
gesetzlichen Vertreter zu stellen und zu unterzeichnen. Vormünder/in und Pfleger/in / 
Betreuer/in müssen eine Genehmigung des Familiengerichtes/Betreuungsgerichtes mit 
Rechtkraftvermerk vorweisen.  

1. Antrag 

Es wird beantragt den (die) Namen _________ in den Namen ________  zu ändern. 

 
2. Angaben zur Person 

Antragsteller/in 

Vornamen/ Familiennamen (Ehe/Lebenspartnerschafts- und Geburtsnamen) 

 
Geschlecht 

☐männlich   ☐weiblich  ☐divers 
Geburtsdatum / Geburtsort  / Standesamt / Registernummer 

 
Straße / Wohnort / Hauptwohnsitz 

 
Telefonnummer 

 
Email 

 
Staatsangehörigkeit 

☐deutsch ☐___________ 
 

Geschäftsfähigkeit 

☐ voll geschäftsfähig  ☐ beschränkt geschäftsfähig  ☐ nicht geschäftsfähig 
Familienstand 

☐ledig  ☐verheiratet  ☐verwitwet ☐geschieden  ☐eingetragene Lebenspartnerschaft 
☐Tod des Lebenspartners  ☐Lebenspartnerschaft aufgehoben ☐_____________ 

 

Wohnorte der letzten 5 Jahre (PLZ, Ort, Straße und Hausnummer) 

 
 
 
 

 

 

 



 

3. Ehegatte/Lebenspartner(in) der unter 2. Genannten Person, dessen Name 
☐   In gleicher Weise  ☐ nicht geändert werden soll 

Vornamen/ Familiennamen (Ehe/Lebenspartnerschafts- und Geburtsnamen) 

 
Geschlecht 

☐männlich   ☐weiblich  ☐divers 
Geburtsdatum / Geburtsort  / Standesamt / Registernummer 

 
Straße / Wohnort / Hauptwohnsitz 

 
Staatsangehörigkeit 

☐deutsch ☐___________ 
Geschäftsfähigkeit 

☐ voll geschäftsfähig  ☐ beschränkt geschäftsfähig  ☐ nicht geschäftsfähig 
 

4. Minderjährige Kinder 

1.Kind: Name (sämtliche Vornamen, Familiennamen), Geburtstag und-Ort, Standesamt 
und Geburtenbuchnummer 

Die Namensänderung 
soll sich auf dieses 
Kind erstrecken 
 
  ☐ja       ☐nein  

 

2.Kind: Name (sämtliche Vornamen, Familiennamen), Geburtstag und-Ort, Standesamt 
und Geburtenbuchnummer 

Die Namensänderung 
soll sich auf dieses 
Kind erstrecken 
 
  ☐ja       ☐nein 

 

 
5. Begründung des Antrags 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



6. Antragstellende Person(en) 
 
☐Die unter 2. Genannte Person in eigener Sache. 
 
☐Die unter 2. Genannte minderjährige Person, die gesetzlich vertreten wird. 
 
☐Die unter 2. Und 3. Genannte(n) Person(en) in eigener Sache: 
  ☐Zugleich als   ☐Eltern  ☐Vater  ☐Mutter des (der) unter 4. Nr. _______    
     genannten Kindes (Kinder) 
☐  

Name und Anschrift bisher nicht genannter Personen, insbesondere der/die gesetzliche(n) 
Vertreter(in) Minderjähriger 
 
 
 
 
 

     In der Eigenschaft als   ☐Eltern  ☐Vater  ☐Mutter ☐ Vormund/Pfleger der unter Ziffer ___   
     genannten Person. 
 

7. Beteiligte, die zu hören sind (z.B. leiblicher Vater/Mutter, Pflegeeltern, usw.) 
Nr. Name, Wohnort und Wohnung, Verwandtschaftsverhältnis zum 

Antragssteller 
Stellungnahme 
Ja         Nein 

Blatt 
Nr. 

 
 

 ☐ ☐  

 
 

 ☐ ☐  

 
 

8. Erklärung 
Als Antragsteller versichere ich (versichern wir), dass ein Antrag auf 
Namensänderung 

 

☐ bisher noch nicht gestellt worden ist. 
 
☐ am  ______________  bei (Name der Behörde)________________________ 

                gestellt und wie folgt beschieden worden ist __________________ 

 

9. Gebühren 
 
Gem. § 3 der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen vom 07.01.1938, zuletzt geändert am 03.12.2001 
(BGBL. I S. 3306). 

Ich/Wir haben davon Kenntnis genommen, dass für die Änderung oder Feststellung eines 
Familiennamens oder für die Änderung des Vornamens/der Vornamen sowie im Falle der 
Ablehnung oder Rücknahme des Namensänderungsantrages eine Verwaltungsgebühr zu 
erheben ist. Die Höhe der Gebühr wird im Wesentlichen nach dem Verwaltungsaufwand für 
die Namensänderung bemessen. Wird Gebührenermäßigung bzw. Gebührenbefreiung 
beantragt, so sind die Einkommensverhältnisse des Antragstellers, bei Namensänderungen 
für Minderjährige die Einkommensverhältnisse der Eltern nachzuweisen. 



 

Die Gebühr für die Änderung oder die Feststellung eines Familiennamens beträgt gemäß 
dritten Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung des Ministers des Innern und für 
Kommunales vom 21.07.2010, zuletzt geändert am 18.09.2024 für eine Änderung oder 
Feststellung eines Familiennamens nach §§ 1 und 8 des Namensänderungsgesetzes 2,50 
Euro bis 1050 Euro, und für die Änderung eines Vornamens nach § 11 des 
Namensänderungsgesetzes 2,50 Euro bis 275 Euro. Wird der Antrag abgelehnt oder 
zurückgenommen, so wird 1/10 bis 1/2 dieser Gebühr festgesetzt. 

 
 
 
 
 
-----------------------------   ---------------------------------------------- 
Ort, Datum     Unterschrift der/des Antragsteller(s)  
 

 

10. Nachweise 

ausführliche Begründung, die die Änderung des Namens rechtfertigen soll 
      Nachweis durch Vorlage des Personalausweises, Reisepasses etc., dass der Antragsteller    
      zu dem nachfolgenden Personenkreis gehört: 

a) der Deutschen 
b) der Staatenlosen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 

Deutschland 
c) der ausländischen Flüchtlinge oder Asylberechtigten mit 

Wohnsitz in Deutschland. 
1. Nachweis des Wohnsitzes durch eine Bescheinigung der Meldebehörde 
2. beglaubigte Abschriften des Geburtseintrags des Antragstellers und allen 

Personen, auf die sich die Änderung des Familiennamens erstrecken soll 
3. ist der Antragsteller verheiratet, eine Eheurkunde 
4. bei geschiedenen Antragstellern, wenn der Antrag für einen Minderjährigen 

gestellt wird, – Nachweis über das Sorgerecht 
5. für Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, ein Führungszeugnis 

nach  
§ 28 des Bundeszentralregistergesetzes 

6. Nachweis über familiengerichtliche Anhörung bei beschränkt 
Geschäftsfähigen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, deren Antrag 
durch Vormund oder Pfleger gestellt wurde 

7. wenn der Antrag vom gesetzlichen Vertreter für eine beschränkt 
geschäftsfähige oder geschäftsunfähige Person durch einen Vormund, 
Pfleger oder Betreuer gestellt wird, bedarf es hierzu der Genehmigung des 
Familiengerichtes 

8. eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller schon einmal einen Antrag auf 
Änderung des Namens gestellt hat 

9. Erklärung über die Kenntnis der Gebührenhöhe 
10. Einkommensnachweis, wenn der Antragsteller Gebührenermäßigung bzw. 

– befreiung beantragt 


